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KURZE BEGRÜNDUNG

Die Vorschläge der Kommission für die Reform der Gemeinsamen Marktorganisation für 
Zucker haben für Europas externe Entwicklungsinteressen und -prioritäten schwerwiegende 
Konsequenzen. Wenngleich dadurch in erster Linie die EU-interne Zuckerregelung geändert 
werden soll, werden sie unweigerlich gravierende Auswirkungen auf die Entwicklungsländer 
haben.

Die Kommission präsentiert in einem gesonderten legislativen Vorschlag einen Aktionsplan,
mit dem mögliche nachteilige Auswirkungen der Reform auf die AKP-Länder ausgeglichen 
werden sollen. Der Aktionsplan sieht Anpassungsbeihilfen vor, die nach Ansicht der AKP-
Länder nicht ausreichen werden, um die unweigerlich eintretenden beträchtlichen 
Einkommensverluste aufzufangen. Der vorgeschlagene Aktionsplan ist nicht Gegenstand 
dieser Stellungnahme und wird in dem von Bernard Lehideux ausgearbeiteten Bericht des 
Entwicklungsausschusses gesondert behandelt.

Die Zucker erzeugenden Länder unter den AKP- und den am wenigsten entwickelten Ländern 
befürchten "fatale Folgen" für ihre Volkswirtschaften und den Lebensunterhalt von 
Hunderttausenden von Zuckererzeugern und Arbeitnehmern. Ihrer Ansicht nach sind die 
Vorschläge mit den von der EU im Rahmen der Millennium-Entwicklungsziele bzw. der Ziele 
der Doha-Entwicklungsrunde eingegangenen Verpflichtungen nicht vereinbar. 

Die Länder, die das Zuckerprotokoll von 1975 und das Abkommen von Cotonou (Artikel 30 
Absatz 4) unterzeichnet haben, und die unter die EBA-Initiative ("Alles außer Waffen") 
fallenden LDCs sind sich darüber einig, dass die Kommissionsvorschläge zu drastisch sind, 
dass der Umsetzungszeitraum zu kurz ist und dass sie zu rasch in Kraft treten.

In den AKP-Ländern bedeutete die Zuckerzeugung bisher sichere Einnahmen, die zur 
Stabilität ländlicher Wirtschaften beigetragen und den Grundstein für Wirtschaftswachstum 
und Entwicklung gelegt haben.

Die AKP/LDC-Staaten stimmen darin überein, dass es notwendig ist, die Überproduktion in 
der EU zu drosseln, sie argumentieren jedoch, dass dies die Priorität, die der 
Armutsminderung, der nachhaltigen Entwicklung und der Integration der AKP-Staaten in die 
Weltwirtschaft durch das Abkommen von Cotonou eingeräumt wird, nicht gefährden dürfte. 

Außerdem behaupten die LDCs, dass die Vorteile, die sie im Rahmen der EBA-Initiative 
genießen, durch Preissenkungen bis auf ein untragbar niedriges Niveau in gravierendem Maße
negativ beeinflusst würden.

Die Zuckerreform ist zweifellos eine Feuerprobe für die EU, bei der sich herausstellen wird, 
wie ernst sie die Frage der notwendigen Kohärenz zwischen Handel und Entwicklung nimmt. 
Nach Artikel 178 des EG-Vertrags ist die Gemeinschaft verpflichtet, Entwicklungsziele "bei 
den von ihr verfolgten Politiken" zu berücksichtigen.

Die Realität sieht so aus, dass sich die Verringerung der Ausfuhrerlöse für die AKP- und die 
am wenigsten entwickelten Länder effektiv auf 43% belaufen wird, während die 
Produktionsabgabe für die EU-Erzeuger, die durchschnittlich 23 € pro Tonne beträgt, 
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abgeschafft wird und die niedrigeren Preise zu 60% durch eine direkte entkoppelte 
Einkommensstützung ausgeglichen werden. Die Mittel für die Umstrukturierung im Rahmen 
des gesonderten Aktionsplans für die AKP-Länder sind für 2006 auf 40 Mio. € begrenzt. Für 
spätere Jahre gibt es noch keine Pläne. 

Die Kommission schlägt vor, jährlich eine feste Quote von 1,4 Tonnen Weißzuckeräquivalent 
zu einem garantierten Preis zu kaufen. Dagegen wird jedoch eingewandt, dass ein solcher 
Zugang ohne eine - in dem Vorschlag nicht enthaltene - ähnliche Verpflichtung, mindestens 
das derzeitige Einnahmenniveau zu garantieren, sinnlos ist.

Ein ordnungsgemäß verwalteter Markt ist notwendig, aber für die Entwicklungsländer muss 
sich dies finanziell auszahlen.

Die AKP-Länder und LDCs möchten geringere, allmählichere und besser vorhersehbare 
Preiskürzungen. Sie fordern einen längeren Übergangszeitraum von 8-10 Jahren ab 2008.

Die Entwicklungsländer gelangen zu der Schlussfolgerung, dass die vorgeschlagenen 
Änderungen sowohl unfair als auch diskriminierend sind und dass sie mit schwerwiegenden 
Konsequenzen rechnen müssen, falls keine Anpassungen vorgenommen werden.

Milderung der Auswirkungen

Die Verfasserin der Stellungnahme schlägt deshalb vor, die Kürzung der Preise für AKP-
Erzeuger über einen Zeitraum von 8 Jahren allmählich einzuführen. Dies entspricht der vom 
AKP-Rat auf seiner letzten Tagung ausgesprochenen Empfehlung, den Übergangszeitraum zu 
verlängern. Das geeignetste Mittel, um dies zu erreichen, ist eine Änderung der in den 
Kommissionsvorschlägen enthaltenen Produktionsabgabe, mit deren Hilfe sich die Reform 
selbst finanzieren soll.

Die sich ohne Abänderung des Kommissionsvorschlags ergebenden Preisänderungen sind in 
der nachstehenden Tabelle aufgeführt:

Änderungen der EU-internen und externen Zuckerpreise gemäß den Vorschlägen der 
Kommission

EU-Erzeuger
(netto, d.h. ohne 
Abgabe)

Umstrukturierungsabgaben AKP-Erzeuger

Referenzpreis (€/t) 6551 523,7
2006/07 505,5 (-22,8%) 126,4 496,8 (-5,1%)
2007/08 385,5 (-41,2%) 91,0 394,9 (-24,6%)
2008/09 385,5 (-41,2%) 64,5 372,9 (-28,8%)
2009/10 385,5 (-41,2%) 0 319,5 (-39%)

Eine längerfristige Erhebung der Umstrukturierungsabgabe über einen Zeitraum von 8 Jahren 
würde eine allmählichere Einführung der Preiskürzungen für AKP-Erzeuger ermöglichen. 

  
1 EU-15-Durchschnitt für 2001 
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Außerdem würden dadurch die aus der Reform resultierenden Finanzmittel über das als für 
die Ausgleichsmaßnahmen und die Umstrukturierung innerhalb der EU als notwendig 
erachtete Maß steigen. Die Verfasserin schlägt vor, diese zusätzlichen Beträge für die 
Aufstockung der für AKP-Erzeuger verfügbaren Umstrukturierungsmittel zu verwenden. 
Jüngere Studien lassen erkennen, dass den AKP-Ländern Übergangsbeihilfen in Höhe von 
mindestens 500 Mio. € zur Verfügung gestellt werden müssen, um die voraussichtlichen 
Verluste infolge des niedrigeren EU-internen Zuckerpreises auszugleichen und ihre 
Diversifizierung zu finanzieren.

Im Falle der Annahme der von der Verfasserin vorgeschlagenen Änderungsanträge sähe die 
Tabelle der Preisänderungen wie folgt aus:

Änderungen der EU-internen und externen Zuckerpreise im Falle der Annahme der 
Änderungsanträge der Verfasserin der Stellungnahme

EU-Erzeuger
(netto, d.h. ohne 
Abgabe)

Umstrukturierungs-
abgaben

AKP-Erzeuger

Referenzpreis (€/t) 631,9 523,7
2006/07 505,5 (-22,8%) 126,40 496,8 (-5,1%)
2007/08 385,5 (-41,2%) 108,7 409,5 (-21,8%)
2008/09 385,5 (-41,2%) 91,0 394,9 (-24,6%)
2009/10 385,5 (-41,2%) 77,75 383,9 (-26,7%)
2010/11 385,5 (-41,2%) 64,5 372,9 (-28,8%)
2011/12 385,5 (-41,2%) 43,0 355,1 (-32,2%)
2012/13 385,5 (-41,2%) 21,5 337,3 (-35,6%)
2013/14 385,5 (-41,2%) 0 319,5 (-39%)

ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Entwicklungsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für Landwirtschaft und 
ländliche Entwicklung, folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen:

Entwurf einer legislativen Entschließung

Vorschlag der Kommission1 Änderungen des Parlaments

Änderungsantrag 1
Artikel 3 Absatz 1

(KOM(2005)0263 – C6-0243/2005 – 2005/0118(CNS))

(1) Für Weißzucker gilt folgender (1) Für Weißzucker gilt folgender 
  

1 Noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht.
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Referenzpreis: Referenzpreis:
a) 631,9 EUR/Tonne für das 

Wirtschaftsjahr 2006/07,
a) 631,9 EUR/Tonne für das 

Wirtschaftsjahr 2006/07,
b) 476,5 EUR/Tonne für das 

Wirtschaftsjahr 2007/08,
b) 494,2 EUR/Tonne für das 

Wirtschaftsjahr 2007/08,
c) 449,9 EUR/Tonne für das 

Wirtschaftsjahr 2008/09,
c) 476,5 EUR/Tonne für das 

Wirtschaftsjahr 2008/09,
d) 385,5 EUR/Tonne ab dem

Wirtschaftsjahr 2009/10.
d) 463,25 EUR/Tonne für das

Wirtschaftsjahr 2009/10,

e) 450 EUR/Tonne für das
Wirtschaftsjahr 2010/11,

f) 428,5 EUR/Tonne für das
Wirtschaftsjahr 2011/12,

g) 407 EUR/Tonne für das
Wirtschaftsjahr 2012/13,

h) 385,5 EUR/Tonne ab dem
Wirtschaftsjahr 2013/14.

Begründung

Der interne Preis muss geändert werden, um die Produktionsabgabe während eines längeren 
Zeitraums erheben zu können. Dies bewirkt, dass die Preiskürzung für die AKP-Erzeuger 
allmählicher eingeführt wird und dass darüber hinaus zusätzliche Mittel für die
Umstrukturierung der Zuckersektoren der Zucker erzeugenden AKP-Länder und für deren 
Diversifizierung zur Verfügung stehen.

Änderungsantrag 2
Artikel 3 Absatz 

(KOM(2005)0263 – C6-0243/2005 – 2005/0118(CNS))

(2) Für Rohzucker gilt folgender 
Referenzpreis:

(2) Für Rohzucker gilt folgender 
Referenzpreis:

a) 496,8 EUR/Tonne für das 
Wirtschaftsjahr 2006/07,

a) 496,8 EUR/Tonne für das 
Wirtschaftsjahr 2006/07,

b) 394,9 EUR/Tonne für das 
Wirtschaftsjahr 2007/08,

b) 409,5 EUR/Tonne für das 
Wirtschaftsjahr 2007/08,

c) 372,9 EUR/Tonne für das 
Wirtschaftsjahr 2008/09,

c) 394,9 EUR/Tonne für das 
Wirtschaftsjahr 2008/09,

d) 319,5 EUR/Tonne ab dem 
Wirtschaftsjahr 2009/10.

d) 383,9 EUR/Tonne für das
Wirtschaftsjahr 2009/10,
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e) 372,9 EUR/Tonne für das
Wirtschaftsjahr 2010/11,

f) 355,1 EUR/Tonne für das
Wirtschaftsjahr 2011/12,

g) 337,3 EUR/Tonne für das
Wirtschaftsjahr 2012/13,

h) 319,5 EUR/Tonne ab dem 
Wirtschaftsjahr 2013/14.

Begründung

Diese Änderung bewirkt eine allmählichere Preiskürzung für AKP-Erzeuger.

Änderungsantrag 3
Artikel 3 Absatz 5

(KOM(2005)0263 – C6-0245/2005 – 2005/0120(CNS))

(5) Der Betrag der 
Umstrukturierungsbeihilfe je Tonne 
aufgegebene Quote wird wie folgt 
festgesetzt:

(5) Der Betrag der 
Umstrukturierungsbeihilfe je Tonne 
aufgegebene Quote wird wie folgt 
festgesetzt:

– 730 EUR für das Wirtschaftsjahr 2006/07, – 730 EUR für das Wirtschaftsjahr 2006/07,
– 625 EUR für das Wirtschaftsjahr 2007/08, – 625 EUR für das Wirtschaftsjahr 2007/08,

– 520 EUR für das Wirtschaftsjahr 2008/09, – 520 EUR für das Wirtschaftsjahr 2008/09,
– 420 EUR für das Wirtschaftsjahr 2009/10. – 420 EUR für das Wirtschaftsjahr 2009/10.

Alle gemäß Artikel 6 erzielten Einnahmen, 
die nicht für Maßnahmen im Rahmen 
dieses Artikels ausgegeben werden, werden 
für Umstrukturierungsmaßnahmen in 
AKP-Ländern, die das Zuckerprotokoll des 
Abkommens von Cotonou unterzeichnet 
haben, verwendet.

Begründung

Durch diese Änderung wird sichergestellt, dass durch die Erhebung der 
Umstrukturierungsabgabe gewonnene zusätzliche Mittel verwendet werden, um die Belastung 
der AKP-Länder infolge der Umstrukturierung zu verringern.

Änderungsantrag 4
Artikel 6 Absatz 2

(KOM(2005)0263 – C6-0245/2005 – 2005/0120(CNS))
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(2) Der befristete 
Umstrukturierungsbetrag wird wie folgt 
festgesetzt:

(2) Der befristete 
Umstrukturierungsbetrag wird wie folgt 
festgesetzt:

– 126,40 EUR je Tonne Quote für das 
Wirtschaftsjahr 2006/07,

– 126,40 EUR je Tonne Quote für das 
Wirtschaftsjahr 2006/07,

– 91,00 EUR je Tonne für das 
Wirtschaftsjahr 2007/08 und

– 108,7 EUR je Tonne für das 
Wirtschaftsjahr 2007/08,

– 64,50 EUR je Tonne für das 
Wirtschaftsjahr 2008/09.

– 91,00 EUR je Tonne für das 
Wirtschaftsjahr 2008/09,

– 77,75 EUR je Tonne für das 
Wirtschaftsjahr 2009/10,

– 64,50 EUR je Tonne für das 
Wirtschaftsjahr 2010/11,

– 43,00 EUR je Tonne für das 
Wirtschaftsjahr 2011/12 und

– 21,50 EUR je Tonne für das 
Wirtschaftsjahr 2012/13.

Begründung

Durch diese Änderung wird die Erhebung der Abgabe bis zum Jahr 2013 verlängert, wodurch 
sich für die AKP-Erzeuger eine allmählichere Preiskürzung ergibt und mehr Mittel für die 
Umstrukturierung in AKP-Ländern gewonnen werden.


